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			Beschuldigter begeht Suizid

			„Fútbol para Todos“: Medienunternehmer Burzaco packt aus
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			Ex-Funktionär Jorgen Delhon. (Foto: twitter)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Nach Bestechungsvorwürfen im Prozess um Korruption beim Fußball-Weltverband FIFA hat Jorge Delhon, ein beschuldigtes Ex-Regierungsmitglied, offenbar Suizid begangen. Zuvor hatte der argentinische Medienunternehmer Alejandro Burzaco vor einem New Yorker Gericht behauptet, den Funktionär mit Millionen Dollar bestochen zu haben. 

			Delhon warf sich laut Zeugenangaben Dienstagabend vor einen Zug in Lanús. Der 52 Jahre alte Rechtsanwalt war während der Regierung von Cristina Fernández de Kirchner (2007-2015) für die Koordination des TV-Programms „Fútbol para Todos“ mitverantwortlich. Die damalige Vergabe der Übertragungsrechte wird auch in Argentinien richterlich untersucht.

			Wenige Stunden vor dem Tod Delhons hatte Burzaco, einst Geschäftsführer der Sportübertragungsfirma „Torneos y Competencias“, in New York vor Gericht ausgesagt, er habe von 2005 bis 2014 insgesamt vier Millionen Dollar an Delhon und einen weiteren Regierungsbeamten bezahlt. Der zweite Beschuldigte, Pablo Paladino, stritt am Mittwoch die Vorwürfe in Erklärungen an den Sender Radio Con Vos ab.

			In seiner Aussage am Dienstag hatte Burzaco auch erklärt, der inzwischen gestorbene argentinische Verbandschef Julio Grondona habe bei der Vergabe der WM 2022 Geld  mehr als 800.000 Euro dafür kassiert, dass er für Katar stimmte. Grondona war eines von 22 Mitgliedern des FIFA-Exekutivkomitees, das im Dezember 2010 in Zürich über die WM-Gastgeber 2018 und 2022 abstimmte. Russland und Katar erhielten damals den Zuschlag. Gegen Grondona waren immer wieder Anschuldigungen wegen möglicher Ethikvergehen laut geworden. Unter anderem war er in dubiose Geldflüsse aus Südafrika verwickelt.

			Burzaco bezichtigte bei dem Verfahren zudem weitere drei ehemalige hochrangige Fußball-Funktionäre aus Südamerika der Bestechlichkeit: Jose Maria Marin (ehemals Präsident des brasilianischen Verbandes), Manuel Burga (ehemals Präsident von Perus Verband) und Juan Angel Napout (ehemals Präsident des südamerikanischen Verbandes Conmebol und von Paraguays Verband) weisen die Anschuldigung zurück.

			Sie stehen im Zentrum des Prozesses. Das Trio soll Schmiergelder in Millionenhöhe angenommen haben. Als Gegenleistung sollen sie lukrative TV- und Sponsorenrechte für Fußballturniere an eine Marketingfirma vergeben haben. „Sie haben den Sport betrogen, um ihre Taschen voll zu machen“, hatte ihnen Keith Edelman von der US-Staatsanwaltschaft vorgeworfen. Burzaco hat sich bereits mehrerer Vergehen schuldig bekannt.
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			Neue Projekte am DAHZ

			Bilaterales Hochschulzentrum weitet Angebot aus
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			Dirk Schüller (l.) und Daniel Zimmermann. (Fotos: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Das deutsch-argentinische Hochschulzentrum (DAHZ) will sein Angebot ausweiten. Vor Kurzem bewilligte der Lenkungsausschuss der DAHZ zehn neue Anbahnungsprojekte für binationale Studiengänge mit Doppelabschluss. Auch ansonsten gibt es Neuigkeiten von der binationalen „Netzwerk-Universität“, die 2010 zur 200-Jahr-Feier Argentiniens auf den Weg gebracht wurde: So ging Dirk Schüller, der das DAHZ-Büro deutscherseits mehrere Jahr lang geleitet hatte, in den Ruhestand. 

			Seine Nachfolge tritt Daniel Zimmermann an, der anders als Schüller in Bonn sitzen wird. Letzterer hatte von der deutschen Botschaft in Buenos Aires aus gearbeitet. Zimmermann wird das DAHZ gemeinsam mit Graciela Humbert-Lan lenken, die das argentinische Büro des DAHZ in Buenos Aires (Av. Córdoba 831) leitet.

			Ziel des Zentrums ist die Stärkung und Förderung der institutionellen, akademischen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Argentinien und Deutschland. Dabei sollen innovative Studienprogramme in Gestalt von binationalen Studiengängen mit Doppelabschluss generiert und  gefördert werden. 

			Bei den neuen Projekten, auf die sich die Lenkungsgruppe nun verständigte, überwiegen wie bei den bisherigen 28 die naturwissenschaftlich-technischen Fächer. Das geisteswissenschaftliche Angebot hingegen ist sicher noch ausbaufähig. 

			Auf der Liste stehen ein Double Master Degree in Biomedizin der Universitäten Freiburg und Buenos Aires, ein Masterstudiengang in industrieller Cyber-Physikalischen Systemen (Hochschule Emden-Leer/ Technische Universität Santa Fe), Microbial Engineering (Uni Jena / Uni Tucumán), Doppelabschluss „International Management / Administration“ oder „Bachelor in Betriebswirtschaft international Management and Finance“ (Hochschule Karlsruhe bzw. Kaiserslautern Universidad / Universidad Nacional del Litoral), Double-Degree Masterstudiengang: Management und Governance natürlicher Ressourcen (Karlsruher Institut für Technologie / Technische Universität Córdoba), Masterprogramm „Angewandte Geothermie“ (Uni Bochum / Uni San Juan), ein lehramtsbezogener Bachelorstudiengang Argentinien/Deutschland (Pädagogische Hochschule Heidelberg / Uni Córdoba), ein Masterstudiengang in Geotechnik (TU München / Uni Tucumán), ein Doktorandenprogramm in Globalen Studien (HU Berlin / Universidad del Salvador) sowie ein Masterstudiengang PopMediaCulture: Transkulturelle argentinisch-deutsche Pop-Kultur-Vermittlung (Uni Potsdam / Universidad Nacional de las Artes).

			Die Förderung durch das DAHZ erfolgt bei den binationalen Studiengängen mit Doppelabschluss in zwei Phasen. In der Anbahnungsphase werden die Kooperationsprogramme für einen Zeitraum von zwölf Monaten finanziert. In der Vollförderungsphase finanziert das DAHZ Mobilitäts- und Aufenthaltszuschüsse für Studierende, Promovenden, Dozenten und Wissenschaftler. Bislang gab es im Rahmen der Vollförderung 18 binationale Studiengänge, davon elf Master- und sieben Promotionsstudiengänge. Zudem fördert die DAHZ momentan zehn Austauschprojekte im Bereich der Ingenieurswissenschaften.

			Das DAHZ ist eine Private-Public-Partnership-Initiative. Anlässlich der Bicentenario-Feiern hatten in Argentinien ansässige Firmen einen Verein zur Förderung des akademischen Austauschs (ACTAA) gegründet, der den Regierungen beider Länder vorschlug, eine Plattform zur Schaffung und Förderung binationaler Studiengänge einzurichten. 

			Nachdem 2010 ein Memorandum of Unterstanding zum Aufbau des DAHZ unterzeichnet wurde, schlossen die zuständigen Ministerien beider Länder zwei Jahre später ein rechtlich verbindliches Ressortabkommen ab. Verpflichteten sich beide Länder zunächst, je eine Million Euro zur Verfügung zu stellen, wurde im  vorigen Jahr vereinbart, das Fördervolumen bis 2020 zu verdoppeln.
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			Die Woche in Argentinien

			Konferenz gegen Kinderarmut 

			Buenos Aires (dpa) - Im Kampf gegen Kinderarbeit hat die Staatengemeinschaft nach Einschätzung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) wieder nachgelassen. Seit 1997 sei die Zahl arbeitender Kinder zwar um fast 100 Millionen gesunken. In den vergangenen vier Jahren sei diese Entwicklung jedoch stark gebremst worden, kritisierte ILO-Generaldirektor Guy Ryder am Dienstag in Buenos Aires. Knapp die Hälfte der Jungen und Mädchen, die zur Arbeit gezwungen werden, täten dies unter gefährlichen Bedingungen. Bei der Eröffnung der Weltkonferenz zur nachhaltigen Beseitigung der Kinderarbeit rief Ryder die Staaten auf, die Weichen zu stellen, um „das Unerträgliche nicht weiter zu dulden“. Es bestehe große Ungewissheit über die Veränderungen der Arbeitsmärkte. „Aber eins ist gewiss: wir wollen keine arbeitenden Kinder und keine moderne Sklaverei mehr haben“, sagte der ILO-Chef. Nach Expertenschätzungen wird jedes zehnte Kind auf der Welt zur Arbeit gezwungen. Insgesamt seien es 152 Millionen arbeitende Mädchen und Jungen.

			Kampf um Land 

			In Patagonien haben die Spannungen im Kampf um Land zugenommen. So gab die Mapuche-Gemeinschaft „Lol Lafken Winkul Mapu“ am Montag bekannt, einige Gebiete beim Mascardi-See besetzt zu haben. Es handelt sich dabei um Naturparkgebiete, die rund 25 Kilometer von Bariloche entfernt sind und einen sehr hohen Grundstückspreis aufweisen. Auch in anderen Gegenden des südlichen Argentiniens gab es ähnliche Vorkommnisse. So besetzten mehr als 30 Mitglieder der Mapuche-Organisation RAM einige Landstriche nahe der Ortschaft Corcovado in Chubut. Die Zeitung „Clarín“ berichtet des Weiteren über neue Ansiedlungen in Pu Lof (Cushamen), wo der Indio-Aktivist Santiago Maldonado am 1. August zuletzt lebend gesehen wurde. In Neuquén gab es zudem vor einigen Tagen einen Anschlag auf eine Erdölbohranlage, zu der sich die RAM bekannt habe, wie die Zeitung „La Voz del Interior“ schreibt. Demnach versuchte die Gruppe, Feuer zu legen, und forderte die Freilassung ihres inhaftierten Anführers Facundo Jones Huala.

			Prozess gegen Echegaray

			Er stand für die knallharte Durchsetzung der Politik der Devisenrestriktionen, die die zweite Amtszeit von Cristina Fernández de Kirchner als Präsidentin kennzeichneten: Ricardo Echegaray. Mit Spürhunden ließ der einst mächtige Chef der Steuerbehörde AFIP an Flughäfen bei Gepäckstücken nach Geldscheinen suchen. Nun hat Echegaray selbst Probleme mit Behörden der Strafverfolgung: So hat Bundesrichter Sergio Torres am Montag die Klage gegen den ehemaligen Steueramtschef wegen Verdachts auf Betrug am Staat zugelassen. Konkret geht es um den Vorwurf von Überpreisen bei der Vergabe der Reinigungsarbeiten in der Steuerbehörde. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Bezug auf die Anklageschrift berichtet, habe Echegaray während seiner Amtszeit dem Unternehmen „Limpiolux“ den Zuschlag erteilt, das für seine Dienste 15.196.000 Pesos verlangt habe. Es setzte sich dennoch durch gegen die Firma „Ricardo Bilbao“, die seit 1981 für die AFIP arbeitete und dieselben Reinigungsdienste für 7.456.242 Pesos angeboten habe. Echegaray beteuerte, das Vergabeverfahren habe allen verwaltungsrechtlichen Vorgaben entsprochen. 

			Vandenbroele will auspacken

			Überraschende Wende im Fall Ciccone: Alejandro Vandenbroele, der 2010 mit seiner Firma „The Old Fund“ die private Gelddruckerei „Ciccone“ kaufte, kündigte an, sich der Justiz als Kronzeuge zur Verfügung stellen zu wollen. Seit Montag befindet er sich im Zeugenschutzprogramm. Am heutigen Freitag wird mit seiner Aussage gerechnet. Im Gegenzug könnte Vandenbroele mit einer milderen möglichen Strafe rechnen. Der argentinisch-belgische Geschäftsmann wird verdächtigt, als Strohmann des damaligen Wirtschaftsministers Amado Boudou den Kauf der Druckerei durchgeführt zu haben. Dabei soll es zu Unregelmäßigkeiten gekommen sein. In der Folge erhielt „Ciccone“ staatliche Aufträge zur Herstellung von Geldscheinen. 

			Neuer Vorsitzender

			Mit einem Appell für Solidarität und mehr Beschäftigung hat sich Oscar Ojea, der neu gekürte Vorsitzende der argentinischen Bischofskonferenz, zu Wort gemeldet. Der Platz der katholischen Kirche sei „an der Seite der Armen“, sagte der Bischof von Isidro, der als treuer Gefolgsmann von Papst Franziskus gilt. Angesichts der Arbeitsrechtsreformen, die die Nationalregierung auf den Weg bringen will, betonte Ojea: „Die gesamte Gesellschaft ist verantwortlich, dass unsere Brüder ihre Arbeitsplätze behalten und die Rechte der Arbeitnehmer nicht beschädigt werden.“ Ojea wurde in der Vorwoche im dritten Wahlgang von der Bischofskonferenz gewählt. Zuvor hatte sich Mario Poli, der Erzbischof von Buenos Aires, der im ersten Wahlgang die meisten Stimmen erhielt, zurückzogen. Ojea ist der erste Vorsitzende der Bischofskonferenz, der nicht den Rang eines Erzbischofs hat. (AT/mc)
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			Die Justiz im Visier

			Von Juan E. Alemann

			Die Kritik an den zahlreichen Mängeln der Justiz kommt bei der Gesellschaft immer stärker zum Vorschein. Dass Richter jetzt Prozesse vorantreiben, die sie vorher jahrelang liegen gelassen hatten, weil es sich um politisch brenzlige Fälle handelte, weist auch auf diesen Wandel hin. Die Richter befürchten jetzt, dass sie beschuldigt werden, die Prozesse absichtlich verzögert und dabei korrupte hohe Staatsbeamte in Schutz genommen zu haben. Es ist gewiss ein Fortschritt, dass jetzt die Verfahren gegen De Vido, Boudou u.a. voranschreiten. Doch es ist nicht befriedigend, dass in allen Fällen eine Präventivhaft verhängt wird, statt dass es schon zu einer Verurteilung gekommen ist, wie es hätte sein sollen.

			Die Präventivhaft wurde jetzt in Frage gestellt, auch von einem Juristenverband, der ein Gesetz für notwendig hält, das die Willkür der Richter einschränkt. Dass ein Richter eine effektive Haft verfügen kann, weil er annimmt, dass der Betreffende sonst die Untersuchung stören oder außer Landes fliehen kann, ist reichlich subjektiv. Weder Boudou noch De Vido haben eine Möglichkeit in diesem Sinn. Noch schlimmer ist es im Fall von Bodou, dass dieser knapp bekleidet und barfuß in seiner Wohnung gefilmt wurde, als die Polizei ihn festnahm. Diese Demütigung war gewiss nicht notwendig. Sie wird dann vom Angeklagten auch als Argument verwendet, dass es sich um eine politische Verfolgung handelt.

			Noch schlimmer ist es, dass die Präventivhaft bei Militärs u.a. über die gesetzlich vorgesehene Frist verfügt wird. Es sind laut Strafgesetzbuch höchstens drei Jahre. Danach muss der Angeklagte frei sein, auch wenn der Prozess weiter läuft. Viele Militärs befinden sich seit über zehn Jahren in Haft, im Gefängnis oder in ihrer Wohnung, ohne verurteilt worden zu sein. Ebenfalls wird vielen, die über 70 Jahre alt sind, der Hausarrest verweigert, was auch illegal ist, weil sie weder fliehen noch die Untersuchung stören können. Angeblich soll all dies, sowohl bei Militärs wie allgemein, jetzt untersucht werden. Es ist höchste Zeit, dass die Richter zumindest die gesetzlich festgesetzten Fristen beachten und nicht willkürlich oder (noch schlimmer) politisch handeln.

			Es ist anzunehmen, dass der Richterrat, der jahrelang untätig war, nach dem 10. Dezember, wenn die Kirchner-Vertreter keine Blockierungsmöglichkeit mehr haben, aktiv wird. Der korrupte Richter Freiler konnte nur mit einem Trick einem Absetzungsverfahren unterworfen werden. Doch es bestehen unzählige Fälle von Richtern, die korrupte Beamte in Schutz genommen und die Verfahren hinausgeschoben haben und dabei die im Strafprozessrecht vorgesehenen Fristen missachtet haben. Ebenfalls haben viele sich die Urteile zu Gunsten einer Partei bezahlen lassen. Auf alle Fälle sollten alle richterlichen Steuererklärungen vom Steueramt geprüft werden.

			Präsident Mauricio Macri hat unlängst auch auf andere Ungereimtheiten bei der Justiz hingewiesen: anormal hohe Gehälter, Pensionen von über 300.000 Pesos, Ferien von 45 Tagen pro Jahr, 6 Stunden tägliche Arbeitszeit u.s.w. Der Oberste Gerichtshof hat schon reagiert, und bekanntgegeben, dass er sich mit dem Thema befassen wird. Hingegen hat der Leiter der Gewerkschaft der Bankangestellten, Julio Piumato, sofort einen Streik angekündigt, obwohl eigentlich noch nichts geschehen ist. Beiläufig sollte sich der Modernisierungsminister Andrés Ibarra darum kümmern, dass die Justiz mit einem integralen Informatiksystem ausgestattet wird, wie es in fortgeschrittenen Ländern besteht. Das würde die Verfahren erleichtern und beschleunigen, weniger Beamte in den Gerichten erfordern und dem System mehr Transparenz verleihen.
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			Im Blickfeld: WM ohne Italien

			Von Stefan Kuhn

			In Deutschland mischen sich Erleichterung mit Schadenfreude, ehrliches Bedauern mit Krokodilstränen. Italien hat die Fußballweltmeisterschaft 2018 in Russland verpasst. Der Hauptgegner der „Mannschaft“ ist nicht dabei. Beide Länder haben je vier Weltmeistertitel, wobei Deutschland gemessen an Final- und Halbfinalteilnahmen das erfolgreichere Team ist. Die Deutschen standen acht Mal im Finale und 13 Mal im Halbfinale oder der Zwischenrunde. Sie wurden vier mal Vizeweltmeister und ebenso oft Dritter. Nur Brasilien liegt mit fünf WM-Titeln weiter vorn. Italien kommt auf sechs Final- und acht Halbfinal- oder Zwischenrundenteilnahmen.

			In der „ewigen“ WM-Tabelle ist der Klassenunterschied noch deutlicher. Dort steht Deutschland mit neun Punkten Rückstand auf Brasilien auf dem zweiten Rang. Der Abstand zum Drittplatzierten Italien ist mit 62 Punkten recht komfortabel und dürfte über Jahrzehnte hinweg uneinholbar sein. Beeindruckend ist auch das Torverhältnis: Deutschland hat mit 224 mehr Tore bei Weltmeisterschaften geschossen als jede andere Mannschaft. Italien liegt mit 128 Toren noch hinter Argentinien (131) auf Platz vier, und Brasilien mit 221 knapp hinter den Deutschen. Doch all die schönen Zahlenspiele bringen rein gar nichts. Die Italiener sind die Angstgegner der Deutschen. Bei Weltmeisterschaften konnte die „Mannschaft“ die Azurri noch nie schlagen. Deutschland wurde nur dann Weltmeister, wenn es den Italienern im Turnierverlauf nie begegnete.

			Zum ersten Mal trafen beide Teams 1962 bei der WM in Chile aufeinander. Die Partei endete 0:0. Acht Jahre später kam es bei der WM in Mexiko im Halbfinale zum „Jahrhundertspiel“. Italien siegte in der Verlängerung mit 4:3 und zog ins Finale gegen Brasilien ein. 1978 gab es bei der WM in Argentinien ein torloses Unentschieden. Das war relativ bedeutungslos, denn beide Mannschaften hätten danach noch aus eigener Kraft das Finale oder das Spiel um den dritten Platz erreichen können. Deutschland verpasste damals in Córdoba durch die Niederlage gegen Österreich höhere Weihen. Schon bei der nächsten Weltmeisterschaft, 1982 in Spanien, kam es zum erneuten Aufeinandertreffen der beiden Fußballgiganten. Im Endspiel unterlag Deutschland recht deutlich mit 1:3. Italien wurde zum dritten Mal Weltmeister.

			Zum nächsten WM-Duell kam es erst 24 Jahre später - 2006 bei der Weltmeisterschaft in Deutschland. Die Azurri schlugen die Nationalmannschaft im Halbfinale mit 2:0 in der Verlängerung. Italien wurde Weltmeister und Deutschland beendete das Turnier im eigenen Land mit dem dritten Platz. Ab diesem Zeitpunkt sprach man in Deutschland von einem Fluch, denn auch bei den Europameisterschaften 1988 in Deutschland und 1996 in England hatte es keine deutschen Siege, sondern lediglich zwei Unentschieden gegeben. Sie waren zwar nicht wirklich bedeutend, denn es waren Spiele der Gruppenphase und Deutschland gewann 1996 den Titel, aber sie bestätigten die Statistik. Deutschland kann bei großen Turnieren nicht gegen Italien gewinnen. Dieser Fluch setzte sich auch beim nächsten Aufeinandertreffen beider Mannschaften fort. Bei der Europameisterschaft 2012 in Polen und der Ukraine warf Italien die Deutschen ebenfalls aus dem Turnier. Wieder im Halbfinale.

			Halbwegs getilgt wurde der Fluch erst im vergangenen Jahr. Bei der Europameisterschaft in Frankreich schied Italien im Viertelfinale gegen Deutschland aus. Aber erst im Elfmeterschießen. Technisch gesehen war es ein Unentschieden. Nach 120 Minuten stand es 1:1. Ein wenig kann man die Erleichterung in Deutschland verstehen. Der Angstgegner ist in Russland nicht dabei.

			Dennoch kann man sich eine WM ohne Italien kaum vorstellen. Es ist sechs Jahrzehnte her, dass das Land die Teilnahme am Turnier der Turniere verpasst hat. 1958 in Schweden war Italien nicht dabei. Damals war das Wetter schuld. Beim Entscheidungsspiel in Belfast gegen Nordirland traf der Schiedsrichter nicht ein. Das Spiel wurde von einem nordirischen Schiedsrichter geleitet und endete 2:2. Dieses Ergebnis hätte den Italienern für die Teilnahme gereicht, aber es wurde als Freundschaftsspiel gewertet, weil der Schiedsrichter kein Unparteiischer war. Im Wiederholungsspiel siegten die Nordiren mit 2:1.

			Pech spielte auch diesmal eine große Rolle. Italien hatte zwar eine leichte Qualifikationsgruppe, aber mit Spanien einen starken Gegner um den Gruppensieg. Dieser wurde verpasst, und in den Relegationsspielen geht es nun Mal um „Alles oder Nichts“. Das 0:1 in Schweden war eine schlechte Ausgangsbasis, beim Rückspiel musste ein Sieg her. Schweden war kein übermächtiger Gegner, aber die optisch überlegenen Azurri trafen das Tor nicht.

			Es ist schade, dass eine große Fußballnation wie Italien bei einer Weltmeisterschaft fehlt, aber genauer betrachtet ist das ein rein emotionales Bekenntnis. An den bisher ausgetragenen Turnieren hat das Land 18 Mal teilgenommen, genau so oft wie Deutschland. Begeisterung hat die italienische Mannschaft nie hinterlassen. Die frühen Titel 1934 und 1938 waren dubios, die späteren glücklich. Fünf Mal sind die Azurri bereits in der Gruppenphase ausgeschieden. Unterhaltungsmäßig ist die Absenz kein großer Verlust. In dieser Hinsicht sollte man eher um die Niederlande trauern. Der dreimalige Vizeweltmeister fehlt in Russland ebenfalls.
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			Randglossen

			Die sogenannten Peronisten, die seinerzeit auf den Parteigründer General Juan Domingo Perón hörten, befinden sich seit dem Wahlsieg Präsident Mauricio Macris in einem Zustand der Zersplitterung. Expräsidentin Cristina Kirchner hat eine eigene Partei gegründet, genannt „Unidad Ciudadana“ (Bügerliche Einheit), während sich echte Peronisten, wie der Senator für die Provinz Rio Negro, Miguel Angel Pichetto, um eine Neugründung der traditionellen peronistischen Partei bemühen, bisher freilich erfolglos. Dabei stellt sich die Frage, ob die Partei der Expräsidentin als peronistisch oder als eine andere Partei eingestuft werden kann. Die Zersplitterung im peronistischen Lager führt dazu, dass sich die traditionellen Peronisten immer mehr von Cristina Kirchner trennen, die eine neue Rolle als Spaltpilz des peronistischen Lagers spielt. Nutznießer dieser Spaltung ist Macri, Sieger der Parlamentswahl vom 22. Oktober, mit Blick auf die nächstjährigen allgemeinen Wahlen für Präsident und Parlament.

			Na ja, ganz ernst nehmen kann man den Ex-Kanzler Gerhard Schröder nicht mehr. Schon vor Jahren bezeichnete er seinen Duzfreund Wladimir Putin als „lupenreinen Demokraten“, obwohl selbst russlandfreundliche Geister autoritäre Züge bei Putin nicht verleugnen können. Inzwischen kann man die Kritik der Schröder-Kritiker etwas relativieren. „Verglichen mit dem US-Präsidenten können wir froh sein, einen Putin zu haben“, sagte der Alt-Kanzler in einem Interview mit der „Zeit“. Dem kann man kaum widersprechen. Putin ist ein Despot, aber er agiert rational. Trump möchte gern ein Despot wie Putin sein und reagiert irrational. Wo er Recht hat, hat er Recht, der Schröder. Er agiert ebenso rational. Der Ex-Kanzler sitzt schließlich in den Aufsichtsräten der russischen Energie-Konzerne Gazprom und Rosneft.

			Seit Donald Trump die zweitmächtigste Nation der Welt führt, kann man Glossen schreiben eigentlich aufgeben. Der Mann ist einfach besser als die besten Satiriker. Eine Kostprobe: „Wer mich nicht kennt, sagt gerne, ich schaute viel Fernsehen - Leute mit gefälschten Quellen. Sie wissen schon, Fake Reporter, Fake Quellen. Aber ich komme gar nicht so viel zum Fernsehen. In erster Linie wegen der Papiere. Ich lese Papiere. Eine Menge. Und andere Sachen. Tatsächlich lese ich viel mehr, Leute - viel mehr als ich Fernsehen schaue. Aber wie auch immer.“ Das gab Trump im Flugzeug auf seiner Asienreise von sich. Wie soll man dieses wirre Statement übersetzen? Wagen wir einen Versuch. Trump hat so viel Papierkram um die Ohren, dass er kaum noch zum Fernsehen kommt.
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			ZB erhöht Zinsen auf 28,75%

			Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln hat die Zentralbank am Dienstag den Zinssatz für kurze Fristen um 2,25 Prozentpunkte auf 28,75% erhöht. Und auch so ist es ihr nicht gelungen, den Betrag der Amortisation von bestehenden Lebac mit der Zeichnung neuer Lebac auszugleichen. Die ZB erhielt Offerten für $ 335,25 Mrd., von denen sie $ 332,94 Mrd. annahm.Aber gleichzeitig verfielen Lebac für $ 379,85 Mrd., so dass ein Fehlbetrag von $ 49,91 Mrd. verblieb. Das wurde jedoch mit Käufen auf dem sekundären Markt ausgeglichen, die ab 17. Oktober in hohem Umfang erfolgten.

			Der Gesamtbestand von Lebac der ZB beläuft sich auf $ 1,16 Bio., was zu den Zinsen, die jetzt bezahlt werden, einen jährlichen Zinsbetrag von $ 333 Mrd. ausmacht. Der Lebac-Bestand stellt 123% der monetären Basis dar. In Dollar umgerechnet sind es u$s 66 Mrd., was u$s 11,3 Mrd. mehr als die ZB-Reserven darstellt.

			Bei der Ausschreibung vom Dienstag wurden $ 233,64 Mrd. auf 35 Tage (zu 28,75%), $ 50,81 Mrd (zu 28,10%) auf 63 Tage, $ 31,43 Mrd (zu 28,25%) auf 98 Tage, $ 7,10 Mrd. auf 154 Tage (zu 29,50%), $ 2,67 Mrd. auf 218 Tage (zu 29,60%) und $ 9,19 Mrd. auf 273 Tage (zu 29,80%) untergebracht. Der Bestand wird immer kurzfristiger, was in einer Krisensituation, mit Ausstieg aus Pesoanlagen und Ansturm auf die Dollarreserven, ein grosses Problem schafft.

			Die Politik der hohen Zinsen, die die ZB unter Präsident Federico Sturzenegger vorantreibt, wird hart kritisiert. Der ehemalige Minister für Schatzwesen und Finanzen unter Macri, Alfonso Prat Gay, wies darauf hin, dass die Zinsen um 10 Prozentpunkte über der Inflation liegen. Bei der gegenwärtigen Inflation, die in 12 Monaten zum Oktober bei 22,9% (bezogen auf Groß-Buenos Aires) liegt, wären es 5,85%, was als “realer” Zinssatz auch sehr viel ist. Doch das Problem, vor dem die ZB-Leitung steht, besteht darin, dass die monetäre Expansion, die durch das Defizit der Staatsfinanzen und die Zunahme der Devisenreserven entsteht, ausgeglichen werden muss, um die monetäre Expansion unter 30% jährlich zu halten. Und dabei besteht unter den gegenwärtigen Umständen keine andere Möglichkeit als die Ausgabe von Lebac. Die Zinsen für Lebac setzt dabei der Markt fest.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,82, gegen $ 17,85 eine Woche zuvor, und lag somit um 10,10% über Ende Dezember 2016. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 54,85 Mrd., gegen u$s 52 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.10.17 bei $ 21,55, was einen Jahreszinssatz von 24,27% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Kursverlust von 6,30%, dem danach eine leichte Erholung folgte. Die betonte Baisse ist an erster Stelle auf die höheren Zinsen bei Lebac-Wechsel zurückzuführen, aber auch auf ein Problem der Bank Macro und die ungünstige Erdölentwicklung.

			***

			Die argentinischen Staatstitel standen in einer Woche zum Mittwoch unter leichtem Baissedruck. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,10%; Argentina 2021: ohne Änderung; Argentina 2026: -0,13%; Argentina 2046: +0,05; Bonar 2024: -1,25.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 450,60 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 455,49), und bei 24 Karat zu $ 643,71 ($ 650,69).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 10.11.17 um 25,84%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Kontokorrent- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 27,48% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 10.11.17 um 20,80% auf $ 1,78 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 41,31% auf $ 1,29 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 19,45% auf u$s 30,10 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 64,73% auf u$s 14,83 Mrd. zu.

			***

			Die Regierung hat eine Erhöhung des Gastarifs für Haushalte um durchschnittlich 45% ab 1. Dezember 2017 angekündigt, die jetzt in einer öffentlichen Audienz behandelt werden muss. Bei niedrigem Konsum steigt der Tarif um 58%, von $ 127 auf $ 201, und bei höherem Konsum jeweils weniger, bis zu 44%, von $ 618 auf $ 892. Bei Industrie- und Handelsunternehmen liegt die Zunahme allgemein bei 58%, aber in bestimmten Fällen nur bei 38%. Der Tarif für Pressgas (GNC), das für Fahrzeuge bestimmt ist, wird auch erhöht. Der Grossistenpreis steigt um 9%, von u$s 4,44 auf u$s 4,84 per Mio. BTU. Für den Verbraucher ist die Zunahme in Pesos höher. Schließlich wird auch der Sozialtarif, der 1,8 Mio. Haushalte umfasst, zu denen 2,7 Mio. des Programms “Heim” hinzukommen, leicht beschränkt.

			***

			Die Tochterunternehmen der Banco Nación “Nación Leasing”, “Nación Factoring” und “Nación Fideicomisos” wurden an die staatliche BICE (Banco de Inversión y Comercio Exterior) übertragen. Dadurch soll die Finanzierung kleiner und mittlerer Unternehmen (pymes) erleichtert werden.

			***

			Der Oberste Gerichtshof hat das Konkursverfahren, das Oil Combustibles S.A. (von Cristóbal López) in der Provinz Chubut gemeldet hat, als ungültig erklärt, weil es auf einem betrügerischen Manöver beruht, das in der Schaffung eines fiktiven Domizils in jener Provinz besteht. Die AFIP hatte Klage eingereicht, wegen der $ 8 Mrd., die die Firma an illegal einbehaltener Brennstoffsteuern schuldete und langfristig in monatlichen Raten zahlen sollte, was dem Gesetz widerspricht. Die Holding Indalo und der Fonds OP Investments, der von Ignacio Rosner vertreten wird, überlegen sich jetzt, wie sich dies auf die Kaufofferte auswirkt, die OP Investments vorgelegt hat.

			***

			Arbeitsminister Jorge Triaca hat sich mit der CGT-Führung über das Projekt der Reform der Arbeitsgesetzgebung geeinigt, so dass es nächste Woche im Kongress eingebracht wird. Oppositionsdeputierte hatten gefordert, dass das Projekt mit der Zustimmung der CGT zähle, was jetzt eingetreten ist. Von den 145 Artikeln wurden mehrere gestrichen, so der, der sich auf Ausschluss der Extrastunden bei der Berechnung der Entlassungsentschädigung bezieht. Bei der Verpflichtung von Dritten wurde bestimmt, dass diese die gleichen Löhne wie die des Unternehmens zahlen müssen, für das sie tätig sind. Doch die Weißwaschung von Schwarzarbeitern wurde voll beibehalten. Auch mit den Konzessionen gegenüber der CGT handelt es sich um einen großen Fortschritt in Sinne der Vermeidung von Konflikten, die gerichtlich ausgetragen werden.

			*** 

			Der Index der Baukosten des Indec verzeichnet im Oktober eine Zunahme von 0,8% und liegt somit um 25,8% über dem gleichen Vorjahresmonat. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC), der für das ganze Land berechnet wird, verzeichnet im Oktober eine Zunahme von 1,5%, was eine Zunahme von 19,4% in 10 Monaten darstellt. In 12 Monaten zum Oktober liegt die Zunahme bei 22,9%, wobei hier nur die Bundeshauptstadt und die 24 Bezirke der Umgebung genommen werden, weil die nationale Erhebung erst später eingeführt wurde. Die Kerninflation, bei der staatlich regulierte Preise und auch saisonbedingte Preisschwankungen ausgenommen werden, lag bei +1,3%. Im Einzelnen lagen die Oktober-Zunahmen wie folgt: Nahrungsmittel und Getränke: +1,5%; alkoholische Getränke und Tabakwaren: +3%; Bekleidung: +2,1%; Wohnungsausgaben: +0,9%; Instandhaltung und Ausrüstung der Wohnung: +0,7%; Gesundheitsbetreuung: +1,1%; Transport: +1,3%; Fernverbindungen: +5,3%; Freizeitausgaben und Kultur: +1,7%; Erziehung: +0,8%; Restaurants und Hotels: +1,4%; andere Güter und Dienstleistungen: +1,4%.

			***

			Die Beanspruchung der öffentlichen Dienste lag im August 2017 um 2,5% über dem gleichen Vorjahresmonat und nur 0,1% über Juli, teilt das INDEC mit. Der Stromverbrauch nahm interannuell um 3,6% zu, wobei die Zunahme bei der Industrie 5,9% erreichte. Der Personentransport nahm interannuell im August um 11,2% zu, und der Postdienst um 11,4%. Doch auf der anderen Seite nahm der Warentransport um 3,3% ab.

			***

			Präsident Mauricio Macri hat am Dienstag sämtlichen Ministern mitgeteilt, dass er sie nächste Woche einzeln sprechen will, um mit ihnen die Kürzung der Ausgaben zu untersuchen, besonders die Verringerung der Verwaltungsstrukturen und der Zahl der Ämter und der oberen Stellen. Macri erwartet konkrete Vorschläge von den Ministern.

			***

			Die Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens (Superintendencia de Seguros de la Nación) hat den Versicherungsanstalten mitgeteilt, dass sie ab 1. März 2018 keine Lebac in ihrem Portefeuille halten dürfen. Es handelt sich um ca. $ 150 Mrd. Der Sinn der Maßnahme besteht laut Juan Pazo, der die Behörde leitet, darin, dass die Anlagen der Versicherungsanstalten im Einklang mit der Frist der Risiken stehen, die bei den Versicherungsverträgen bestehen.

			***

			Die Deputierten der Regierungskoalition Cambiemos haben sich mit denen von Sergio Massa und und den Justizialisten über einen neuen Text des Gesetzesprojektes (benannt “compre argentino”, auf deutsch “kauf argentinisch”) geeinigt, das sich auf Bevorzugung lokaler Unternehmen bei staatlichen Käufen bezieht. Kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) erhalten eine Präferenz bei ihren Offerten von 15% (statt 12%, wie es das ursprüngliche Projekt bestimmte). Für Großunternehmen geht die Präferenz von 5% bis 7% (statt 5% bis 8%). Das Projekt sieht auch vor, dass ein ausländisches Unternehmen, das eine Zuteilung für eine Lieferung an den Staat erhält, 20% des Gesamtwerts mit lokalen Unternehmen verpflichten muss. Dabei wurde auch YPF in den staatlichen Bereich eingeschlossen, obwohl es sich formell um ein Privatunternehmen handelt.

			***

			Das Gesetzesprojekt über den Kapitalmarkt, das die Regierung am Montag im Kongress eingebracht hat, sieht vor, dass Großunternehmen sich nicht weigern dürfen, die elektronischen Rechnungen “Mipymes” entgegen zu nehmen, die kleine und mittlere Unternehmen ausstellen, die die normale elektronische Rechnung (die über Internet übertragen wird) ersetzt. Diese Rechnungen können dann von den Kleinunternehmen in ein besonderes Register eingetragen und bei einer Bank diskontiert oder an einen Dritten übertragen werden. Kleine und mittlere Unternehmen erhalten auf diese Weise eine neue Finanzierungsmöglichkeit.

			***

			AFIP-Direktor Alberto Abad weigert sich, dem Indalo-Konzern von Cristóbal López die Möglichkeit zu geben, dass das Unternehmen Oil Combustibles, welches der Holding gehört, die einbehaltene Brennstoffsteuer in Raten zahlen kann. Es handelt sich um einen Betrag, der mit Zinsen angeblich um die $ 10 Mrd. beträgt, ursprünglich jedoch umgerechnet u$s 1 Mrd. darstellte. Doch diese harte Haltung, die juristisch voll gerechtfertigt ist, weil die Brennstoffsteuer für Rechnung der AFIP kassiert und kurzfristig an diese gezahlt werden muss, so dass eine Ratenzahlung nicht in Frage kommt, führt zum Konkurs des ganzen Konzerns und auch dazu, dass die einzelnen Unternehmen nicht weitermachen können, was mit Entlassungen und Kettenwirkungen verbunden ist. Ebenfalls weigert sich Abad, dem Postunternehmen OCA, das vom Gewerkschafter Hugo Moyano kontrolliert wird, die Möglichkeit einer Ratenzahlung seiner hohen Schuld gegenüber dem Steueramt zu gewähren, was zum Zusammenbruch des Unternehmens und der Entlassung von ca. 700 Arbeitnehmern führt. Im Amt des Kabinettschefs neigt Staatssekretär Mario Quintana hingegen zu einer Lösung, die das Weiterbestehen der Unternehmen erlaubt, eventuell in anderen Händen. Präsident Macri hat bisher Abad unterstützt. 

			***

			Im September nahm die Zahl der Touristen u.a, die nach Argentinien reisten, interannuell um 9,1% zu, während in Argentinien wohnhafte Personen, die ins Ausland reisten, 18,1% mehr als im Vorjahr waren. In 9 Monaten 2017 lagen die Zunahmen jeweils bei 6,1% und 18,9%. 83% der Reisenden benutzten die Flugplätze Ezeiza und Aeroparque.

			***

			Die Experten des Landwirtschaftsministeriums rechnen für die Periode 2017/18 mit einer Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 138 Mio. Tonnen, ca. eine Million mehr als in der Periode 2016/17. Dabei geht die bebaute Fläche wegen der Überschwemmungen von 38,8 Mio. ha im diesjährigen Zyklus auf 38,1 Mio. zurück. Die Überschwemmungen betreffen 3,8 Mio. Hektar, von denen jedoch nur 700.000 ha für Ackerbau bestimmt sind, während der Rest sich auf Weiden für die Viehzucht bezieht. Doch allgemein wird mit höheren Erträgen gerechnet, u.a. weil es in den trockenen Grenzgebieten der “feuchten Pampa” mehr geregnet hat, aber auch wegen des ununterbrochenen technologischen Fortschrittes, den die Landwirtschaft seit über zwei Jahrzehnten erlebt. Um die Bedeutung der gegenwärtigen Ernten zu erkennen, muss man berücksichtigen, dass in den 90er Jahren noch Ernten von leicht über 40 Mio. Tonnen normal waren, und (wenn man noch weiter zurückblickt) 1969 eine Rekordernte von 28 Mio. Tonnen erzielt wurde. 

			***

			Der Internationale Währungsfonds hat die jährliche Revision der Entwicklung der argentinischen Wirtschaft, und besonders der Staatsfinanzen, in der Vorwoche beendet. Der Bericht weist auf Reformen der Regierung hin, die eine spürbare Verbesserung der Effizienz der Wirtschaft herbeigeführt und die Grundlagen für mehr Privatinvestitionen in den kommenden Jahren geschaffen haben. Der IWF weist jedoch darauf hin, dass eine Beschleunigung der Reformen dazu beitragen würde, die Schwächen zu überwinden, die bei den mittelfristigen Perspektiven auftreten.

			***

			Die Zeitung “La Nación” (12.11.17) berichtet über Fortschritte der AFIP bei der Erfassung von Steuerhinterziehungen, die vom normalen System nicht entdeckt werden, und spricht dabei von einer ”Jagd außerhalb des Zoos”. Bei der Rindfleischwirtschaft sei erreicht worden, dass die Zahl der angegebenen Schlachtungen um 23% und die gezahlte MwSt, um 118% zugenommen haben. Als zweites wurde der Einzelhandel strenger kontrolliert, wobei über 800 konkreten Kontrollen festgestellt wurden, dass 55% der Angestellten schwarz arbeiteten und bei 15% das Postnet fehlte (das die Zahlung mit Karten erlaubt). Ebenfalls wurden 1200 Unternehmen kontrolliert, die verdächtigt waren, falsche Rechnungen ausgestellt zu haben. Das führte dazu, dass der Quartalsumsatz von $ 27 Mrd. auf $ 500 Mio. zurückging. 87% dieser Unternehmen haben nach den Kontrollen keine Rechnungen mehr ausgestellt. Die AFIP verwendet 30 konkrete Daten, um die effektive Tätigkeit eines Unternehmens zu ermitteln. Dabei wurde in diesen Fällen festgestellt, dass 95% des Umsatzes erfunden war.

			***

			Die Regierung hat über das Amt des Kabinettschefs die internationale Consulting-Firma “The Boston Consulting Group” (BCG) vertraglich verpflichtet, eine Studie über die Verwaltungsstruktur der Regierung aufzustellen, und Empfehlungen zu machen. Angeblich hat die Firma zunächst festgestellt, dass die Struktur zu vertikal ist, und dabei die Entscheidungen erschwert werden. Parallel zu dieser Studie haben einige Ministerien schon Reformen ihrer eigenen Strukturen aufgenommen. Ebenfalls überschneidet sich die Tätigkeit von BCG mit der des Modernisierungsministeriums, geleitet von Andrés Ibarra, was Konflikte herbeiführt. Präsident Macri ist sich der Tatsache bewusst, dass er die Staatsausgaben senken muss, und weist in letzter Zeit intensiv auf die Ausmerzung unnötiger Ausgaben hin, wobei er auch Beispiele anormaler Situationen erwähnt hat, wie bei der Justiz, wo die Richter 45 Tage Ferien pro Jahr haben, weniger als normal arbeiten u.a Privilegien genießen. 

			*** 

			Die Regierung der Stadt und der Provinz Buenos Aires wollen binnen 4 Jahren sämtliche Bahnübergänge durch Tunnels oder höher gelegene Schienen ersetzen. Das wird Unfälle verhindern und auch einen Eisenbahnverkehr mit Zügen alle 3 Minuten, wie bei der U-Bahn, ermöglichen. Es gibt in Groß-Buenos Aires 472 Übergänge, von denen 74 auf die Bundeshauptstadt entfallen. Die Stadtregierung hat schon 27 durch Unterführungen ersetzt und sieht vor, unmittelbar weitere 38 zu errichten. Ebenfalls bestehen drei Projekte zur Hebung von Schienen auf Strecken der Linien San Martín, Mitre und Belgrano Sur, die 27 Bahnübergänge annullieren. 

			***

			Die Ausstellung Aliment.Ar, die im Gelände von Tecnópolis in der Vorwoche durchgeführt wurde, war sehr erfolgreich, mit Geschäften von über u$s 300 Mio., die dabei abgeschlossen wurden. Ausgestellt wurden Lebensmittel und Getränke. Anwesend waren auch über 300 Vertreter von ausländischen Unternehmen aus 45 Staaten, mit denen die lokalen Unternehmer konkrete Geschäftsmöglichkeiten besprachen. 

			***

			Der Verkauf von gebrauchten Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Oktober mit 158.961 Einheiten um 26,63% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer des Fahrzeughandels (CCA). In 10 Monaten waren es 16,91% über dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz. wurden etwas mehr als zwei gebrauchte umgesetzt.

			***

			Im Oktober 2017 wurden 77.227 neue Kfz. in das offizielle Register eingetragen, was dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden entspricht, berichtet der Agenturenverband Acara. Es waren 21,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten waren es 778,927 Einheiten, 27,8% über dem Vorjahr. Die meistverkaufte Marke war VW, wobei von den verschiedenen Modellen der Golf auch an erster Stelle stand.

			*** 

			Im Oktober wurden 66.469 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 55,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband ACARA. In 10 Monaten 2017 waren es 563.505 Einheiten, 47,6% über dem Vorjahr.

			***

			Im Oktober erreichte die Rindfleischproduktion 265.000 Tonnen, 20,2% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Schlachthöfe CICCRA mit. Geschlachtet wurden 1,16 Mio. Rinder, 19,2% mehr als im Vorjahr und 10,2% mehr als im September 2017. Das durchschnittliche Gewicht lag im Oktober etwas über dem Vorjahr. In den ersten 10 Monaten 2017 lag der interne Konsum bei 58,3% kg pro Einwohner, 6,8% über dem Vorjahr. 

			***

			Durch Dekret 926/17 wurde das staatliche Amt AABE (Agencia de administraicón de bienes del Estado) ermächtigt, Immobilien zu verkaufen, die von einer kriminellen Organisation stammten, die sich mit Drogenhandel und Prostitution befasste, und beschlagnahmt worden waren. Es handelt sich um die Bar Roxi, das Stundenhotel Momentos y den Landbetrieb “El haragán”. Diese Immobilien werden über die Banco Ciudad versteigert. Gelegentlich kommen noch andere hinzu, die sich in verschiedenen Provinzen befinden.

			***

			Das Finanzministerium hat ein neues Gesetzesprojekt über den Kapitalmarkt ausgearbeitet und in der Deputiertenkammer eingebracht, auf der Grundlage des Projektes, das im November 2016 im Kongress eingebracht aber nicht behandelt wurde. Die Abschaffung des Artikels 20 des bestehenden Gesetzes (das aus der Regierung von Cristina K. stammt), das der Nationalen Wertpapierkommission erlaubt, die direkte Intervention von Aktiengesellschaften zu verfügen und sie dabei auch zu verwalten, wird beibehalten. Das Projekt sieht folgende Neuerungen vor: 1. Schaffung von Hypothekarwechseln; 2. Ein System für den Diskont von Rechnungen, die über Internet übertragen werden. 3. Schaffung von geschlossenen Investitionsfonds, die steuerliche Vorteile genießen; 4. Versicherungsanstalten werden befugt, Policen auszustellen, die mit dem CER-Index berichtigt werden. 

			***

			Anfang November wurde ein Handelsabkommen mit Chile unterzeichnet, dass das bestehende stark erweitert und Teil der Strategie ist, den Handel mit dem fernen Orient auszubauen, der weitgehend über Chile geht. Das Abkommen sieht vor, die Beziehungen auf dem Gebiet der Investitionen, der Dienstleistungen, der staatlichen Käufe, der Fernverbindungen und des elektronischen Handels auszubauen. Das Abkommen bezieht sich auch Tourismus, Informatik, Immobilienmaklerdienste und akademische Dienstleistungen. Auf all diesen Gebieten sollten Argentinier und Chilenen die gleiche Behandlung in beiden Ländern erhalten. Die Integration mit Chile wird auch durch den Tunnel zwischen beiden Ländern gefördert, der sich in der Provinz San Juan in Bau befindet.

			***

			Die AFIP fordert von der Firma “Mercado libre”, die sich mit Internethandel befasst, die Zahlung eines Betrages von geschätzten $ 500 Mio. wegen Steuererleichterungen, die die Firma angeblich in unzulässiger Weise angewendet hat. Dies bezieht sich auf das Regime der Förderung des Informatiksoftware vom Jahr 2007, das Abzüge bei den Steuern für Unternehmen vorsieht, die Programme entwickeln und verkaufen, aber nicht für die, die sie einfach anwenden, wie es bei “Mercado libre” der Fall ist. Die Firma gibt an, dass sie zwischen 2007 und 2016 vier Mal vom Industriesekretariat kontrolliert worden sei, das über dieses Förderungsregime entscheidet, und nie beanstandet wurde. Es erscheint auf alle Fälle merkwürdig, dass das Thema erst 10 Jahre nach Einführung des Förderungssystems aufgekommen ist, nachdem die AFIP es in all diesen Jahren stillschweigend geduldet hat.

			***

			Die Reform des Steuer- und Pensionssystems, die die Regierung im Kongress eingebracht hat, sieht u.a. eine Vereinheitlichung der Unternehmerbeiträge zum Pensionssystem mit einem Satz von 19,5% vor. Gegenwärtig zahlen mittlere und kleine Unternehmen, und auch Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe im allgemeinen, 17%, während Großunternehmen und sowie Handels- und Dienstleistungsunternehmen 21% zahlen. Gleichzeitig ist vorgesehen, dass ein Betrag von $ 12.000 vom Beitrag ausgeschlossen wird, was ab 1.1.18 schrittweise erfolgen soll. Was den Arbeitnehmerbeitrag von 11% betrifft, so wird der Höchstbetrag von $ 81.918,55 abgeschafft, bis zu dem gegenwärtig der Beitrag gezahlt wird. Dieser Höchstbetrag wird jedoch weiter bei der Berechnung des Beitrages zum gewerkschaftlichen Sozialwerk und zum PAMI gelten. 

			***

			Der Regierungschef der Stadt Buenos Aires, Horacio Rodriguez Larreta, hat eine Verringerung der Verwaltungsstruktur in Angriff genommen, nachdem ihn Präsident Mauricio Macri angewiesen hatte, ein Vorbild für alle Provinzen zu geben. Die Zahl der Angestellten stieg im letzten Jahr der Macri-Verwaltung (2015) um 3,7% auf 171.000 Angestellte, und nahm danach um weitere 0,7% auf 172.000 Angestellte zu. Zur Zeit der Militärregierung, unter Bürgermeister Osvaldo Cacciatore (der wegen des Baus der städtischen Autobahn “25 de Mayo” bekannt ist) waren es keine 80.000. Allerdings wurden inzwischen die Schulen und die Hospitäler der Stadt vom Bundesstaat auf die Stadtverwaltung übertragen, und es wurde eine eigene Polizei gebildet. Rodriguez Larreta will jetzt besonders die dezentralisierten Ämter unter die Lupe nehmen, wo auch die Gehälter höher als sonst sind.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Regierung rechnet für 2018 mit einer um ca. 9% niedrigeren Ernte von Getreide und Ölsaaten. Es sollen 220,2 Mio. Tonnen sein, 21,4 Mio. Tonnen weniger als 2017, als eine Rekordernte erreicht wurde., die ca. 30% über der von 2016 lag. 

			***

			In Venezuela ist die Erdölproduktion im Oktober 2017 auf 1,99 Mio. Barrel pro Tag gesunken, 130.000 Barrel weniger als im September, teilt das internationale Erdölkartell OPEC mit. Zum ersten Mal in 28 Jahren liegt die tägliche Förderung unter 2 Mio. Barrel. Seit Nicolás Maduro die Präsidentschaft angetreten hat, ist die Förderung um 657.000 Barrel pro Tag zurückgegangen, was zu gegenwärtigen Preisen einen Betrag von u$s 13,35 Mrd. darstellt. Die Opposition weist darauf hin, dass die staatliche PDVSA sich am Rande des Konkurses befindet. Die Rating-Agentur Fitch hat die Benotung von PDVSA erneut gesenkt, und auf einen “sehr wahrscheinlichen” Default hingewiesen. Dabei geht das Unternehmen von besonders günstigen Bedingungen aus: das Erdöl ist nicht tief gelegen, es bedarf keiner weiteren Forschung, und die Transportkosten nach den USA, dem wichtigsten Absatzmarkt, sind wegen der Nähe gering.

			***

			Venezuela steht nach einem teilweisen Zahlungsausfall vor der Pleite. Nach ergebnislosen Verhandlungen mit Gläubigern, senkte die Ratingagentur Standard & Poor‘s (S&P) den Daumen. Wie der Bonitätswächter am Dienstag mitteilte, hat das Land fällige Zinsen für zwei auf US-Dollar lautende Anleihen nicht fristgerecht geleistet. Als Folge stellte S&P einen Zahlungsausfall fest. Die Agentur geht zu 50% davon aus, dass Venezuela in den kommenden drei Monaten einen weiteren Zahlungsausfall verzeichne - es droht damit eine der größten Staatsinsolvenzen in Südamerika. (dpa)

			***

			In Brasilien lagen die Einzelhandelsumsätze im September 2017 um 6,4% über dem Vorjahr, hat das Statistische Amt (IBGE) ermittelt. Die ersten 9 Monaten 2017 lagen jedoch nur um 1,3% úber dem Vorjahr.

			***

			Russland greift dem krisengeschüttelten Venezuela mit einer Umschuldung unter die Arme. Wie das russische Finanzministerium am Mittwoch in Moskau mitteilte, wurde eine Vereinbarung über die Restrukturierung von Staatsschulden in Höhe von u$s 3,15 Mrd. unterzeichnet. Die Umschuldung soll sich über die nächsten zehn Jahre hinziehen und „minimale“ Zahlungen seitens Venezuela innerhalb der ersten Jahre vorsehen. Russland gilt als enger Partner der venezolanischen Führung. Vor allem der russische Energiekonzern Rosneft engagiert sich mit Geschäften in dem ölreichen Land. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Finansur

			Dieser Bank, die vom Holding von Cristóbal López kontrolliert wird, wurde von der ZB verboten, für 30 Tage weiter tätig zu sein. Als Grund wurde angegeben, dass die Bank eine Kapitalisierung von $ 10 Mio., die die ZB angeordnet hatte, nicht vollzogen hat. Ausgenommen aus dem Verbot sind Abhebungen bei Konten von Arbeitnehmern und Pensionären, und auch die Geschäfte, die über Zahl- und Kreditkarten vollzogen werden, die von der Bank ausgestellt wurden. Es bestehen vier Offerten für die Übernahme der Bank: die chinesische Citic, die brasilianische Pegasus, und die lokalen Agrofederal (die in Santa Fé tätig ist) und die Fiorito-Gruppe, die seinerzeit die Banco Quilmes kontrollierte. Finansur hat Aktiven von $ 900 Mio. und Passiven von $ 750 Mio., was ein Eigenvermögen von $ 150 Mio. ergibt. Die Bank befasst sich im Wesen mit dem Diskont von vordatierten Schecks. Das Kapital gehört zu 70% Cristóbal López, zu 24% der Familie Sanchez Córdoba und zu 6% Jorge De María.

			Banco Hipotecario

			Diese Bank, kontrolliert von Eduardo Elsztain, an der der Staat auch eine bedeutende Beteiligung hat, hat Obligationen für $ 6,3 Mrd. zu Badlar-Satz plus 400 Basispunkte (gleich 4 Prozentpunkten) ausgegeben. Ein Teil der Ausgabe wird für Tilgung bestehender Passiven eingesetzt, und der andere für Ausweitung des Geschäftes.

			Volkswagen

			Der globale Leiter von VW, Herbert Diess, erklärte Ende der Vorwoche in einer Pressekonferenz in der Fabrik in Pacheco, dass die Firma eine Investition von u$s 650 Mio. bis 2020 im Werk in Argentinien vorgesehen habe, die dazu bestimmt ist, ein neues Modell zu erzeugen. Anwesend waren Präsident Mauricio Macri, Gouverneurin María Eugenia Vidal, Produktionsminister Francisco Cabrera, der Sekretär des Präsidialamtes, Fernando De Andreis, der Generalsekretär der SMATA-Gewerkschaft, Ricardo Pignanelli, und auch der Geschäftsführer von VW-Argentina Hernán Vázquez und der regionale Vorsitzende von VW, Pablo Disi. Dieses Jahr soll das neue Polo Modell und der Virtus (beide in Brasilien erzeugt) auf dem Markt kommen, und nächstes Jahr der Golf GTE, ein hybrides Fahrzeug. Gelegentlich kommt dann auch der Golf E, ein vollelektrisches Automobil. In Argentinien werden die Modelle Amarok und Suran erzeugt, zu denen das neue Modell, ein kompaktes SUV, jetzt hinzukommt, die dem Modell Tharu ähnlich ist.

			Coca Cola

			Nachdem Sprecher der lokalen Coca Cola am Freitag der Vorwoche mitgeteilt hatten, dass die Firma wegen der Steuererhöhung eine vorgesehene Investition von u$s 1 Mrd. aufheben werde, hat der lokale Firmenpräsident Alfredo Rivera einige Tage danach Präsident Macri einen Brief übergeben, in dem er diese Investition bestätigt, die für einen Zeitraum von fünf Jahren vorgesehen ist. Die interne Steuer auf Coca Cola u.a. Getränke mit Zuckergehalt soll von 8% auf 17% angehoben werden, während der Satz bei zuckerfreien nicht alkoholischen Getränken von 4% auf Null gesenkt wird.

			Oil Combustibles & Lukoil

			Die Firma OP Investments, die ein Angebot für die Übernahme des Indalo-Konzerns von Cristóbal López und Fabián da Souza gemacht hat, gab eine strategische Verbindung mit der russischen Lukoil bekannt, die weltweit unter den Erdölunternehmen an zweiter Stelle steht (mit einem Börsenwert von u$s 36 Mrd.). Ignacio Rosner, der hier als Geschäftsführer von OP Investments auftritt, erklärte, die Verbindung mit Lukoil werde Oil Combustibles den Aufstieg zu einem der wichtigsten Erdölunternehmen des Landes erlauben. In diesem Sinn hat die Firma dem Konkursrichter, dem der Fall vorliegt, einen strategischen Plan vorgelegt. OP Investments hat sich bei der Übernahme auch bereit erklärt, die Schuld von $ 10 Mrd. gegenüber der AFIP zu zahlen. Mit Zinsen sind es jetzt schon mindestens $ 12 Mrd., wobei der ursprüngliche Betrag, den Oil Combustibles bei der Brennstoffsteuer einbehalten hat, $ 8 Mrd. betrug, was damals u$s 1 Mrd. entsprach und heute in Pesos $ 18 Mrd. darstellen würde. Doch wie aus guter Quelle verlautet, will die AFIP dem neuen Abkommen nicht zustimmen. Die Einbehaltung des Betrages der Brennstoffsteuer, die Oil für Rechnung der AFIP kassiert und kurzfristig an diese hätte abführen müssen, stellt keine normale Steuerhinterziehung dar, sondern ein Betrugsmanöver, bei dem öffentliche Gelder entwendet wurden, das mit einer langjährigen Haft bestraft wird. Indessen ist die Haftstrafe für Cristóbal López u.a nicht unvereinbar mit dem Verkauf von Indalo und der Zahlung der Schuld gegenüber der AFIP. Oil Combustibles stellt nur eines der Unternehmen der Indalo-Holding dar. Es wurde nicht geklärt, ob Lukoil auch die anderen Unternehmen übernimmt.
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			Grundlagen für eine gute Zusammenarbeit zwischen Nationalstaat und Provinzen

			Am Donnerstag konferierten Präsident Mauricio Macri, begleitet von Kabinettschef Marcos Peña und seinen zwei Staatssekretären, Mario Quintana und Gustavo Lopetegui, plus Innenminister Rogelio Frigerio und Schatzminister Nicolás Dujovne, mit 20 Gouverneuren, drei direkten Vertretern von Gouverneuren (Santa Cruz, Neuquén und San Luis) und dem Regierungschef der Stadt Buenos Aires. Es war ein zivilisiertes Gespräch, bei dem auch die peronistischen Gouverneure guten Willen bezeugten, was Macri dann auch bei parlamentarischen Entscheidungen zugute kommt. Schon vorher, bei seiner jüngsten Reise nach New York, hatte Macri eine Reihe von Parlamentariern des justizialistischen Lagers mitgenommen und die Gelegenheit genutzt, engere Beziehungen einzufädeln. Er braucht die Opposition, um seine Reformen durchzusetzen, und diese muss davon überzeugt sein, dass dies auch ihr nützt. Dabei kommt ihm auch zugute, dass die meisten peronistischen Gouverneure und auch andere Peronisten sich von Cristina K. trennen wollen oder dies schon getan haben, die justizialistische Partei wieder beleben und die “Front für den Sieg” aufgeben wollen. Cristina K. hat ihnen dies durch die Bildung einer neuen Koalition, “Unidad ciudadana”, erleichtert. 

			Grundsätzlich wurde in der Vorwoche folgendes beschlossen oder zumindest von Macri empfohlen:

			- Die Provinz Buenos Aires zieht ihre Klage vor Gericht zurück, die sich auf den 1991 geschaffenen Fonds der Umgebung der Stadt Buenos Aires bezieht, der vom Betrag der Steuern abgezogen wird, die unter den Provinzen verteilt werden. Dieser Fonds wurde in absoluten Zahlen ($ 650 Mio.) beibehalten, also infolge der Inflation, die 2002 einsetzte, stark entwertet. Die Klage lautet auf Beibehaltung des Prozentsatzes der Gewinnsteuer, die der Betrag ursprünglich darstellte. Doch der Oberste Gerichtshof, dem der Fall vorliegt, ist der Meinung, dass es sich um ein politisches und nicht um eine juristisches Problem handelt. Der Fonds, der in einem Gesetz verankert ist (Artikel 104 des Gewinnsteuergesetzes), soll jetzt abgeschafft werden. Ebenfalls haben sich die anderen Provinzen verpflichtet, ihre Klage in dieser und anderen Angelegenheiten (insgesamt bestehen 56 Klagen) zurückzuziehen. Alles soll durch Verhandlung gelöst werden, wie es einem zivilisierten Verhalten entspricht. Der Oberste Gerichtshof soll sich mit Recht und nicht mit Politik befassen. Das gehört zu den Grundkonzepten von Macri.

			- Die Provinz Buenos Aires soll jetzt $ 20 Mrd. für den Sonderfonds erhalten, der vom Betrag abgezogen wird, der auf den Nationalstaat entfällt. Die anderen Provinzen erleiden somit keinen Schaden. Nach der Zusammenkunft hat Präsident Macri angeblich noch weitere $ 20 Mrd. für 2018 bewilligt, und 2019 sollen es insgesamt $ 65 Mrd. sein. Dieser Betrag soll dann auch in den kommenden Jahren gewährt werden, aber mit Inflationsberichtigung. Wie verlautet, haben Gouverneure anderer Provinzen diese nachträgliche Vereinbarung kritisiert, weil sie das Wesen des ganzen Abkommens ändert. Die Provinz Buenos Aires erhält jedoch auch so viel weniger als es ihrem Anteil am Bruttoinlandsprodukt des Landes entspricht, obwohl sie in der Umgebung der Stadt Buenos Aires ununterbrochen viele Menschen aus armen Provinzen aufnimmt, die dann hohe Infrastrukturinvestitionen und soziale Hilfen erfordern. Abgesehen davon darf man nicht vergessen, dass die armen Bezirke von Groß-Buenos Aires bei Wahlen einen entscheidenden Einfluss haben. 

			- Die ANSeS erhält nicht mehr 20% des Bruttoerlöses der Gewinnsteuer, dafür aber 100% der Schecksteuer, statt 70%, wobei die anderen 30% an die Provinzen gingen. Der Sojafonds, der mit 30% der Exportsteuer auf Sojabohne gebildet wird und an die Provinzen abgeführt wird, in denen Sojabohne produziert wird, wird abgeschafft.

			- Die Provinzen werden sich an den “Pakt der finanziellen Verantwortung” halten, der sie verpflichtet, das Defizit ihrer Finanzen auszumerzen und ihre Ausgaben real nicht zu erhöhen.

			- Macri forderte die Gouverneure auf, die provinzielle Steuerbelastung schrittweise bis 1,5% des BIP zu verringern.

			- Macri insistierte, dass die Provinzen die Steuer auf den Bruttoumsatz schrittweise stark verringern sollen, so dass sie 2021 nicht mehr besteht. Die Gouverneure sind zwar damit einverstanden, dass diese Steuer verzerrend wirkt, weisen jedoch darauf hin, dass sie nicht auf diese Einnahmequelle verzichten können. Die Suche nach Kompromisslösungen geht weiter. Die Regierung hat den Provinzen in Aussicht gestellt, den Einnahmeverlust bei der Bruttoumsatzsteuer auszugleichen. Das ist jedoch finanziell nicht möglich.

			- Die 13 Provinzen, die die Pensionskassen für ihre Provinzbeamten behalten haben (die anderen haben sie in den 90er-Jahren an den Bundesstaat übertragen, womit nach und nach die Privilegien für Provinzbeamte aufhörten, die eine bessere Pension als beim nationalen System erhielten) müssen sie an den Nationalstaat übertragen.

			- Die Regierung wird Kredite für Provinzen bereitstellen, die Programme des freiwilligen (bezahlten) Ausstiegs aus der Provinzverwaltung einführen.

			- Die Provinzen erhalten per Saldo einen höheren Prozentsatz der Einnahmen aus Bundessteuern, und der Bundesstaat entsprechend weniger. Das soll der Nationalstaat durch die Reform des Pensionssystems ausgleichen, besonders der neuen Indexierungsformel, die der Staatskasse angeblich um die $ 100 Mio. im nächsten Jahr spart. Stillschweigend hat Macri somit die erhöhten Provinzeinnahmen an die Zustimmung (im Kongress) zur Rentenreform gebunden.

			- Macri hat schließlich dem Antrag der Provinzen mit Weinproduktion zugestimmt, die zusätzliche Steuer auf Wein und Sekt (Champagner) und Bier nicht einzuführen. Doch die Zusatzsteuer auf andere alkoholische Getränke (Whisky u.a.) und alkoholfreie Getränke mit Zuckergehalt bleibt.

			Das schriftliche Abkommen, das 14 Seiten umfasst, in dem die oben aufgeführten Punkte enthalten sind, sogar ausführlicher, das von Innenminister Rogelio Frigerio redigiert wurde, sollte am Donnerstag, dem 16.11.17 von den Gouverneuren unterzeichnet werden. Das ist jedoch nicht möglich, weil noch viele Punkte geklärt werden müssen und in mehreren keine Einigkeit besteht. Außerdem müssen die Gouverneure all die Reformen, um die es hier geht, genau durchrechnen, um sicher zu sein, dass sie dabei über die Runden kommen. Sie werden sich ebenfalls überlegen, wie die zukünftigen Steuereinnahmen ausfallen werden, wenn das vorgesehene Wachstum (um 3% des BIP pro Jahr) nicht erreicht wird. Die Verhandlungen gehen somit weiter, und das sollte nicht als Misserfolg von Macri ausgelegt werden. Unterschwellig hat Präsident Macri auch erreicht, dass die Gouverneure eine gewisse Mitverantwortung für die Finanzen des Bundesstaates übernehmen. Das bedeutet, dass sie ihre Deputierten und Senatoren anweisen, in konkreten Fällen für Gesetzesprojekte der Regierung zu stimmen.
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			Die Wohnungskredite ändern die Struktur des Konsums 

			Der allgemeine Konsum hat sich in den letzten Jahren stark verändert. In vielen Aspekten kommt dabei ein rationelleres Verhalten der Konsumenten zum Ausdruck, wie wenn sie auf sogenannte zweite Marken übergehen, die keinen spürbaren qualitativen Unterschied zu den namhaften Produkten aufweisen, aber viel billiger sind. Ebenfalls besteht ein Übergang auf billigere Einzelhandelsgeschäfte, wobei auch der Zentralmarkt an der Ausfahrtstraße nach Ezeiza und die wöchentlichen Straßenmärkte in der Stadt mehr Zugang haben, weil sie billiger sind. Der Umsatz der Supermärkte, der in den letzten Monaten in vielen Fällen real sogar gesunken ist, ist nicht mehr so repräsentativ für den Konsum wie vor einigen Jahren.

			Der Konsumexperte Guillermo Olivetto weist in einem Artikel in der Zeitung “La Nación” (13.10.17) auf eine grundsätzliche Veränderung hin, die unter der Macri-Regierung stattgefunden hat: Nämlich, dass der Kauf von Eigentumswohnungen zugenommen hat, weil jetzt Hypothekarkredite in großem Umfang vergeben werden. Das geht unvermeidlich zu Lasten anderer Ausgaben. Olivetto weist darauf hin, dass die argentinische Wirtschaft (also das Bruttoinlandsprodukt) zwischen 2002 und 2015 um 76% gewachsen ist. Dabei muss man bemerken, dass 2002 ein Krisenjahr war, mit einem BIP von fast 20% unter dem von 1998, so dass der Ausgangspunkt anormal niedrig war. In dieser Periode stieg der Verkauf von elektrischen Anlagen und Geräten für den Haushalt (Eisschränke, Waschmaschinen, Luftkühlanlagen u.a.) in Einheiten um 700%, der von Automobilen um 570%, der von Bekleidung um 130% und der von Nahrungsmitteln und Getränken um 62%. Dies war nicht nur eine Konsequenz des wirtschaftlichen Wachstums, der real höheren Löhne und der stark verringerten Arbeitslosigkeit (von 25% im Mai 2002 auf unter 10% ab 2006) sondern auch der Tatsache, dass die Tarife öffentlicher Dienste stark zurückblieben und das Einkommen der Konsumenten somit weniger belasteten.

			Das hat jetzt aufgehört, nachdem das reale pro Kopf-Einkommen ab 2011 nicht mehr zugenommen und 2016 sogar zurückgegangen ist (so dass erst jetzt das Niveau von 2015 fast wieder erreicht wird) und die öffentlichen Dienste real teurer geworden sind und einen höheren Teil des Einkommens beanspruchen. Doch außerdem ist die Nachfrage nach Wohnungen stark gestiegen, was auf das neue Kreditsystem zurückzuführen ist. Das erfordert jedoch auch Anzahlungen und Deckung von Ausgaben, die mit dem Kauf verbunden sind (Provisionen der Makler und der Notare, Steuern, und Ausgaben für Instandsetzung von Wohnungen und für den Umzug), so dass der Käufer bei anderen Ausgaben sparen muss. Und nach dem Kauf belasten die Amortisations- und Zinsquoten sein Einkommen sehr stark, oft mit über einem Drittel des Familieneinkommens und meistens mit mehr als einer Miete. 

			Das neue System der indexierten Kredite gerät immer mehr in Schwung. Am Anfang gewährten praktisch nur die staatlichen Banken, an erster Stelle die Banco Nación, diese Kredite, während jetzt Privatbanken sich zunehmend daran beteiligen. Der UVA-Index (“Unidad de valor ajustable”), mit dem die Kredite indexiert werden, entspricht dem Index der Konsumentenpreise. Im September lagen die Hypothekarkredite um 17% über August und waren über vier Mal so hoch wie ein Jahr zuvor. Dieses Indexierungssystem, das in Chile seit vielen Jahren besteht und sehr erfolgreich war, setzt sich zunehmend durch. Die UVA-Indexierung wird auch zunehmend bei anderen Krediten eingesetzt, wie Finanzierung von Automobilkäufen. 

			Olivetto weist darauf hin, dass in Argentinien ein großer Hang zur Eigentumswohnung besteht. In der Stadt Buenos Aires waren 2003 65% der Wohnungen von ihren Eigentümern besetzt, während es heute nur noch 51% sind. Im ganzen Land waren es Mitte der 90er Jahre 71% und jetzt zwischen 60% und 65%. Nachdem 2002 der Hypothekarkredit in Dollar aufgehoben wurde, der unter Menem explosiv zugenommen hatte, gab es kaum noch Kredite für den Kauf von Eigentumswohnungen. Die Umwandlung der Dollardepositen in Pesos (zu eins zu eins) und der Dollarschulden ebenfalls (zum Kurs von 1,40 zu eins) hat das System zerstört. Danach hat die ZB zwar Dollardepositen weiter zugelassen (und nicht “pesifiziert”), aber die Kredite in Dollar auf Finanzierung von Außenhandelsgeschäften beschränkt. Hypotheken in Dollar sind seither verboten, obwohl die dafür notwendigen Dollardepositen im Überfluss vorhanden sind. Das hat wirklich keinen vernünftigen Sinn, weil mittelfristig der Wechselkurs und der Index der Konsumentenpreise nicht stark abweichen, so dass es nur darum geht, ein System einzuführen, dass bei Kurssprüngen die Zunahme der Amortisationsquoten auf mehrere Monate verlagert.

			Unter Cristina K. wurden mit ANSeS-Mitteln wieder langfristige Wohnungskredite im Rahmen des Procrear-Planes geschaffen, die jedoch nicht indexiert waren und somit eine verkappte Subvention enthielten. Diese Kredite waren jedoch sehr beschränkt, wobei sie auch die ANSeS-Finanzen belasteten. Die Banken im allgemeinen konnten bei Inflation keine langfristigen Kredite vergeben, und besonders nicht zu niedrigen Zinsen, wie sie bei Wohnungskrediten die Regel sind. Das Problem wurde erst von der Macri-Regierung gelöst.

			Die Wohnungspreise haben sich, in Dollar ausgedrückt, im letzten Jahrzehnt bei gebrauchten Wohnungen mehr als verdoppelt, und sind auch bei neuen Wohnungen stark gestiegen. Die neuen Wohnungskredite mit UVA-Index, haben die Wohnungsnachfrage stark angeheizt und die Preise noch mehr in die Höhe getrieben. Für neue Wohnungen sind es jetzt allgemein über u$s 5000 pro qm, statt vor einem Jahrzehnt bis zu u$s 3.000, und in vornehmen Vierteln, wie Puerto Madero, bis zu u$s 10.000. Bestehende Wohnungen, die über 10 Jahre alt waren, bei denen es vor zehn Jahren oft noch knapp über u$s 1000 pro qm waren, liegen jetzt von u$s 2500 aufwärts. Die Bauunternehmer haben darauf hingewiesen, dass es notwendig sei, auch Kredite für Wohnungsbau bereitzustellen, um das Wohnungsangebot zu erhöhen und der steigenden Nachfrage nachzukommen. Diese Initiative hat die Regierung aufgenommen, und es gibt immer mehr Kredite, auch mit UVA-Berichtigung, für den Wohnungsbau.

			Es ist gewiss sinnvoller, wenn dem Kauf einer Eigenwohnung Priorität vor anderen Käufen gegeben wird, die nicht so wichtig sind. In den meisten Fällen sind der alte Eisschrank oder die alte Waschmaschine noch gut genug, so dass der Ersatz durch neue nicht so dringlich ist. Diese Verlegung des Einsatzes des Einkommens muss auch bei der Konjunkturanalyse berücksichtigt werden, weil bestimmte Indikatoren, die allgemein verwendet werden, dann nicht mehr die Zunahme des BIP widerspiegeln.

			 

			 

		

	